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Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zoll- 
tarifs (Nr. 22/69 — Erhöhung des Zollkontingents für 
feste Brennstoffe) 

(Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 

A. Problem 

Derzeit deckt die Förderung von festen Brennstoffen die Nach- 
frage nicht. 


B. Lösung 

Zur Verbesserung des Angebots will deshalb die Bundesregie- 
rung von einer Ermächtigung Gebrauch machen, die es ihr ge- 
stattet, das Zollkontingent für Kohle für 1970 um 20% auf 
7,2 Millionen t zu erhöhen. Die Ausnutzung dieser Ermächti- 
gung ist von der Zustimmung des Bundestages abhängig. 


C. Alternativen 

Ein Antrag auf Versagung der Zustimmung wurde nicht gestellt. 


D. Kosten 

Wirtschaftszölle haben keine fiskalischen Zielsetzungen — im 
übrigen sind die entstehenden Zollausfälle unerheblich. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
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über die von der Bundesregierung beschlossene Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 22/69 — 
Erhöhung des Zollkontingents für feste Brennstoffe) 

— Drucksache VI/ 153 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Burgbacher 


Die Zoll-Verordnung — Drucksache VI/ 1 53 — 
wurde in der 22. Sitzung des Bundestages vom 
14. Januar 1970 an den Ausschuß für Wirtschaft zur 
Beratung überwiesen. 

Durch das Gesetz über das Zollkontingent für 
feste Brennstoffe 1968 bis 1970 vom 22. Dezember 
1967 wurde für Steinkohle, Steinkohlenbriketts und 
ähnliche aus Steinkohle gewonnene feste Brenn- 
stoffe für jedes der genannten Kalenderjahre ein 
zollfreies Kontingent von 6 Millionen t eröffnet. 

Die Bundesregierung kann das Zollkontingent für 
jedes Kalenderjahr, nachdem dem Bundesrat Ge- 
legenheit zur Stellungnahme gegeben wurde, mit 
Zustimmung des Bundestages durch Rechtsverord- 
nung bis zu 20 °/o erhöhen oder ermäßigen, wenn 
dies aus gesamtwirtschaftlichen Gründen geboten 
ist. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, von dieser Er- 
mächtigung Gebrauch zu machen und das Zollkon- 


! tingent für das Kalenderjahr 1970 um 1,2 Millionen t 
auf insgesamt 7,2 Millionen t zu erhöhen. 

Grund ist die anhaltend hohe Nachfrage auf dem 
Markt für feste Brennstoffe bei gleicher inländischer 
Fördermenge wie in den beiden letzten Jahren. Der 
deutsche Steinkohlenbergbau wird daher nicht in der 
Lage sein, den Bedarf im Jahre 1970 in allen Arten 
und Sorten voll zu befriedigen. Eine Beeinträchti- 
gung der deutschen Steinkohleproduktion ist nicht 
zu besorgen. Die Bundesregierung will darauf hin- 
wirken, daß die zusätzlichen Einfuhren vorwiegend 
der Kokserzeugung und dem Hausbrand zugute 
kommen. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
Verbraucher ihren Bedarf nicht ausschließlich aus 
der deutschen Förderung decken können. Namens 
des Ausschusses empfehle ich dem Hohen Haus, der 
Verordnung zuzustimmen. 


Bonn, den 22. Januar 1970 


Dr. Burgbacher 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache VI/ 153 — zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 22. Januar 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Burgbacher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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